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I. Aus dem Rat  
Dänemark übernimmt die EU-Ratspräsidentschaft 
Am 1. Januar hat Dänemark den rotierenden Vorsitz im EU-Ministerrat übernommen und 
löst damit Polen ab, bevor im zweiten Halbjahr Zypern die Trio-Präsidentschaft beschließen 
wird. Dänemark übernimmt somit bereits zum siebten Mal die EU-Ratspräsidentschaft, 
allerdings mit völlig anderen Herausforderungen als zuletzt 2002. Die EU-Schuldenkrise 
wird auch 2012 die politische Agenda dominieren und Dänemark alles daran setzen, 
Lösungen zu erarbeiten. Allerdings warnt es davor, sich einzig und allein auf die finanzielle 
Krise zu konzentrieren und stellt ein umfassendes vier Punkte Programm vor. 

 

  

II. Aus der Kommission 
Qualitätsrahmen für Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Europa vorgelegt 
Die EU-Kommission hat am 20. Dezember 2011 den schon im Herbst 2010 in der 
Binnenmarktakte (siehe Brüssel Aktuell 36/2010) angekündigten „Qualitätsrahmen für 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse in Europa“ in Form einer Mitteilung 
verabschiedet. Der Rahmen definiert die verschiedenen Begriffe im Bereich der 
Daseinsvorsorge auf EU-Ebene und stellt die Aktionsfelder der Kommission dar, innerhalb 
derer sie im Laufe des Jahres 2012 eine Reihe von EU-Rechtsakten im Kontext der 
Dienstleistungen von allgemeinem Interesse (DAI) und insbesondere auch der sozialen 
Dienstleistungen (SDAI) vorschlagen wird. Die Kommission begründet die Vorlage des 
Qualitätsrahmens als eine Konsequenz aus den neuen Bestimmungen des Lissabon-Vertrags, 
wie u. a. Art. 14 AEUV und das Daseinsvorsorge-Protokoll Nr. 26. 

 

 „Almunia“-Reform: Überarbeitetes „Altmark“-Paket verabschiedet 
Die EU-Kommission hat am 20. Dezember die geänderte Fassung der Vorschläge vom 
vergangenen September (siehe Brüssel Aktuell 32/2011) für die neuen Regelungen zur 
Anwendung der EU-Beihilfevorschriften zur Prüfung öffentlicher Ausgleichsleistungen für 
Dienstleistungen von allgemeinem wirtschaftlichem Interesse (DAWI) verabschiedet. Das 
sogenannte „Monti-Kroes“-, später „Altmark“-, jetzt wohl „Almunia“-Paket – benannt 
nach dem zuständigen EU-Wettbewerbskommissar Joaquín Almunia (E) – umfasst vier 
Dokumente, von denen bereits drei (Mitteilung, Beschluss und Rahmen) am 31. Januar 2012 
in Kraft treten. Der Vorschlag für eine neue, eigene DAWI-De-minimis-Verordnung wurde 
auch überarbeitet und geht erneut in eine Konsultationsrunde, die bis zum Frühjahr 2012 
abgeschlossen sein soll. Bei der Reform der Regelungen ist die vielfache Kritik von 
kommunaler Seite größtenteils von der Kommission berücksichtigt worden, was positiv zu 
bewerten ist. 

 
 

 

 



Reform des öffentlichen Auftragswesens: Vergaberichtlinien und Konzessionsrichtlinie 
Knapp ein Jahr nach Veröffentlichung des Grünbuchs über die Modernisierung des EU-
Vergaberechts (siehe Brüssel Aktuell 3/2011) und der dazugehörigen Konsultation (siehe 
Brüssel Aktuell 24/2011), was den Beginn des Gesetzgebungsprozesses markierte und wie 
auch schon in der Binnenmarktakte im Jahr 2010 angekündigt (siehe Brüssel Aktuell 
36/2010), hat die EU-Kommission am 20. Dezember ihre Vorschläge für eine neue 
Vergaberichtlinie KOM (2011) 896, eine neue Sektorenrichtlinie KOM (2011) 895 und eine 
erst-malige Konzessionsrichtlinie KOM (2011) 897 vorgelegt. Die Vorschläge sind Teil 
eines Gesamtprogramms, das auf die tiefgreifende Modernisierung der Regeln zum 
öffentlichen Auftragswesen zur Vereinfachung und Flexibilisierung abzielt. Ein – wenn auch 
nicht völlig unerwartetes – Novum von kommunaler Brisanz stellt innerhalb der 
Kommissionsvorschläge die erstmalige sekundärrechtliche Kodifizierung von einschlägiger 
EuGH-Rechtsprechung zur Anwendung des EU-Vergaberechts auf öffentlich-öffentliche 
Kooperationen dar, wobei die Kommission hier zumindest in Teilen über die ohnehin bereits 
strikten Luxemburger Vorgaben hinauszugehen droht. Positiv ist, dass in den Vorschlägen 
sog. „vergabefremde“ Kriterien, als nicht verpflichtend eingestuft sind und in das Ermessen 
der Entscheidungsträger vor Ort gestellt werden. Der Vorschlag der Kommission für die 
Reform der Sektorenrichtlinie enthält viele Neuerungen, die sich auch in der 
Vergaberichtlinie wiederfinden. Hervorzuheben ist der leicht modifizierte und präzisierte 
Anwendungsbereich. Der erstmalige Richtlinienvorschlag für die Regelung von 
Konzessionen fasst Vorschriften über Bau- und Dienstleistungskonzessionen zusammen, bzw. 
stellt diese neu auf. Da bislang für die Vergabe von Dienstleistungskonzessionen lediglich 
das Primärrecht einzuhalten war, ist mit einem wesentlichen Verlust an Flexibilität bei der 
Vergabe von Konzessionen zu rechnen. 
Energiefahrplan 2050 
Die Europäische Kommission hat am 12. Dezember 2011 ihren Energiefahrplan 2050 
vorgelegt, der der Verpflichtung der EU Rechnung trägt, ihre Treibhausgasemissionen um 
80 bis 95% gegenüber 1990 zu senken. Das Ziel der Dekarbonisierung soll unter 
Gewährleistung der Energieversorgungssicherheit und der Wettbewerbsfähigkeit erreicht 
werden. 
Vorschlag für neues EU-Programm „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ ab 2014  
Die EU-Kommission hat am 14. Dezember 2011 die neue Struktur des für die Kommunen 
bedeutsamen Förderprogramms „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ vorgeschlagen, das 
bislang auch die Förderung von Kommunalpartnerschaften vorsieht. Mit dem Programm 
sollen von 2014 – 2020 ernsthafte Debatten über EU-Themen auf lokaler, regionaler und 
nationaler Ebene gefördert werden, die in eine gesamteuropäische Perspektive übertragen 
werden können. Globales Ziel ist es, den Informationsstand über die EU zu verbessern und 
die Bürgerbeteiligung zu fördern. Der neue Programmvorschlag sieht dazu die zwei neuen 
Bereiche „Geschichtsbewusstsein und europäische Bürgerschaft“ sowie „Demokratisches 
Engagement und Bürgerbeteiligung“ vor. Es baut auf das bisherige Programm auf und soll 
höhere Anforderungen an den europäischen Mehrwert der Projekte und Bürgerbegegnungen 
stellen. Der neue Ansatz sieht keinen speziellen Bereich mehr für Bürgerbegegnungen im 
Rahmen von Kommunalpartnerschaften vor. Dahingegen gilt künftig für die „Aktionsarten“ 
Bürgerbegegnungen und Städtepartnerschaften der gesamte Programmbereich. Der 
Vorschlag sieht für 2014 – 2020 eine Aufstockung der Mittel von 215 auf 229 Mio. € vor. 
Grünbuch und Konsultation zur Verbreitung der LED-Beleuchtung in Europa 

Die EU-Kommission hat am 15. Dezember ein Grünbuch mit dem Titel „Die Zukunft der 
Beleuchtung – Beschleunigung des Einsatzes innovativer Beleuchtungstechnologien“, 
veröffentlicht und ruft darin bis zum 29. Februar 2012 zu Stellungnahmen auf. Ziel der 
Konsultation ist es, Meinungen und Hinweise öffentlicher Träger, der Beleuchtungsindustrie 
sowie privater Nutzer einzuholen, um die Probleme und Herausforderungen der SSL-



Technologie zielführend zu lösen. SSL (Solid State Lighting) ist eine Technologie, die auf 
Licht emittierenden Halbleitermaterialien basiert. Die Beiträge werden im Internet 
veröffentlicht und fließen in die Überlegungen der Kommission ein, ob in Zukunft weitere 
Maßnahmen zur Verbreitung von LED-Beleuchtung auf EU-Ebene ergriffen werden sollten. 

 

III. Förderprogramme 
Jugend in Aktion: Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen und Änderungen für 2012 

Am 22. Dezember veröffentlichte die Europäische Kommission im Amtsblatt (C 374/08) eine 
Aufforderung zur Einreichung von Vorschlägen für das Programm „Jugend in Aktion“. 
Darin wurden auch die Prioritäten für das Jahr 2012 benannt. Mit dem neuen Jahr treten 
einige Änderungen in Kraft, wie die Einführung von drei Antragsfristen oder die 
Regulierung der Altersgrenzen. Die erste Antragsfrist in diesem Jahr ist der 1. Februar 
2012. 
DAPHNE III: Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen 

Im Dezember letzten Jahres veröffentlichte die Europäische Kommission eine Aufforderung 
zur Einreichung von Vorschlägen für das Programm DAPHNE III. Mit dem Programm 
werden Projekte zur Verhinderung von Gewalt gegen Kinder, Jugendliche und Frauen 
konfinanziert. Projektvorschläge für Betriebskostenzuschüsse können bis zum 
31. Januar 2012 eingereicht und Zuschüsse für grenzüberschreitende Projekte bis zum 29. 
März 2012 beantragt werden. 
Intelligente Energie – Europa: Aufruf zur Einreichung von Projektvorschlägen 

Am 20. Dezember 2011 veröffentlichte die EU-Kommission den Aufruf zur Einreichung von 
Projektvorschlägen für das Programm „Intelligente Energie - Europa“ (IEE). Das 
Programm soll Projekte unterstützen, die sich mit Energieeffizienz und erneuerbaren 
Energien beschäftigen und damit dazu beitragen, die 2020-Ziele zu erreichen. Die 
Fördermittel betragen für das Jahr 2012 insgesamt 67 Mio. €. Die Frist für die Einreichung 
der elektronischen Projektanträge ist der 8. Mai 2012, 17:00 Uhr. Die Fristen für die 
Initiative „BULID UP Skills“ sind der 9. Februar 2012, bzw. der 30. April 2013, jeweils 
17:00 Uhr. 
 
  

EU-Depeschen 
- Umweltrat verabschiedet Schlussfolgerungen zur Biodiversitätsstrategie bis 2020 
- SEPA – Rat und Parlament einigen sich auf Umstellung der Zahlungssysteme 
-     Kommission legt aktuellen Umsetzungsbericht zur Kommunalabwasserrichtlinie vor 
- Verbesserte Maßnahmen zur Bekämpfung grenzüberschreitender 

Gesundheitsbedrohungen  
- Überarbeitung der Richtlinie über die Weiterverwendung von Informationen des 

öffentlichen Sektors  
- Kommission veröffentlicht Vorschlag zur Life+-Verordnung nach  
- Auftakt des Europäischen Jahr für aktives Altern und Solidarität zwischen den 

Generationen 2012  
- Wettbewerb Europa-Seite für Kinder und Lehrer online  

- „Europa für Bürgerinnen und Bürger“ – Antragsformular und Auswahlergebnisse 
veröffentlicht 

- Hauptgeschäftsführer des VKU zum neuen CEEP-Präsidenten gewählt 
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Brüssel Aktuell 02/2012 
(13. – 20.01.2012) 

 

 

 

Veranstaltungen, Seminare und Konferenzen 

Lärmschutzpolitik in Europa 

Am 11. Januar lud die Vertretung des Landes Rheinland-Pfalz in Brüssel zu einer 

Podiumsdiskussion zum Thema „Lärmschutzpolitik in Europa – Brauchen wir Europaweite 

Grenzwerte?“ ein. Hintergrund ist ein Bericht der Kommission zur Durchführung der 

Richtlinie über Umgebungslärm (2002/49/EG) vom 1. Juni 2011, der diese als 

verbesserungswürdig einstufte. Seitdem befindet sich die Kommission mit den 

Mitgliedstaaten sowie anderen Interessensträgern in der Diskussion über Umfang und 

Ausmaß einer überarbeiteten Richtlinie… 

 

 
 

 

  

Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union 

In den vergangenen Wochen gab es folgende kommunalrelevante Veröffentlichungen im 

Amtsblatt der Europäischen Union… 

 

EU-Depeschen 

- Europäischer Rechnungshof untersucht Wirksamkeit der EU-Beihilfekontrolle der 

Kommission 

- Umsetzung der EU-Abfallgesetzgebung könnte Milliarden sparen und Arbeitsplätze schaffen 

- Kommission schlägt Maßnahmen zur Verbesserung des Katastrophenmanagements vor 

- Frist für öffentliche Konsultationen der EU-Kommission auf zwölf Wochen verlängert 

- Kommission startet Konsultation zur Barrierefreiheit 

- Initiative „Chancen für junge Menschen“ als Mittel zur Bekämpfung der 

Jugendarbeitslosigkeit 

- Halbzeitüberprüfung der Strategie Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz 

- Aufruf zur Einreichung von Projektvorschlägen im Rahmen des „URBACT“–Programms 

- AdR konsultiert interessierte Kreise zum demografischen Aspekt seiner EFRE-Stellungnahme 
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Brüssel Aktuell 03/2012 
(20. – 27.01.2012) 

 

 

 

Aus dem Parlament 

„Elektroschrott“-Richtlinie verabschiedet 

Am 19. Januar verabschiedete das Europäische Parlament die Richtlinie über Elektro- 

und Elektronik-Altgeräte. Die derzeit gültige „Elektroschrott“-Richtlinie 2002/96/EG ist 

seit 2003 in Kraft. Ähnlich wie schon im damaligen Gesetzgebungsverfahren haben sich 

Parlament und Rat auch jetzt erst in einem Trilogverfahren im Dezember 2011 auf einen 

Kompromiss einigen können, nachdem die Europäische Kommission bereits im Dezember 

2008 den Novellierungsvorschlag veröffentlicht hatte (siehe Brüssel Aktuell 37/2008). 

Kommunen sind aufgrund ihrer Rolle in der nationalen Abfallentsorgung ebenfalls vom 

Anwendungsbereich der Richtlinie betroffen… 

 

 
 

 

  

EU-Depeschen 

- Stellvertreter von neuem EU-Parlamentspräsident Schulz bestimmt 

- Veröffentlichung des „Almunia“-Pakets und Konsultation zur DAWI-De-minimis-

Verordnung 

- Konsultation der öffentlichen Wasserwerke zur europäischen Wasserpolitik 

- Konsultation zum integrierten Markt für Karten-, Internet- und mobile Zahlungen gestartet 

- Studie zum Thema „Aktives Altern“ veröffentlicht und Wettbewerb gestartet 

- Informationstag zum EU-Förderprogramm „Intelligente Energie-Europa“ (IEE) 

- Veranstaltung in der hessischen Landesvertretung – Akzeptanz bei Energiewende wichtig 

- Aktuelle Antragsfristen im EU-Kommunalpartnerschaftsprogramm verlängert 

- Bewerbungsfrist für Europäischen Jugendkarlspreis verlängert 
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Brüssel Aktuell 04/2012 
(27.01. – 03.02.2012) 

 

 

 

Aus dem Parlament 

Anhörung von Regionalkommissar Hahn zu kohäsionspolitischen Verordnungsentwürfen 

Der Ausschuss für Regionalentwicklung (REGI) führte am 25. Januar unter Vorsitz von 

Danuta Hübner (EVP, PL) eine Anhörung mit dem zuständigen Kommissar, Johannes 

Hahn (A), über die künftige  

EU-Kohäsionspolitik ab 2014 durch. Im Zentrum stand das aus zahlreichen 

Einzelverordnungen bestehende Kommissionspaket vom letzten Herbst (vgl. Brüssel 

Aktuell 35/2011). Von den Ausschussmitgliedern kritisiert wurden v. a. die zu starke 

thematische Konzentration von Förderprioritäten im Lichte der  

Europa 2020-Strategie, die noch zu unklare Weiterentwicklung des 

Partnerschaftsprinzips, die vorgesehene Erfüllung der Makrokonditionalitäten und die 

Festlegung von Messindikatoren bzgl. der Projektergebnisse… 

 

 
 

 

  

Aus der Kommission 

Europäischer Datenschutzrahmen 

Die Europäische Kommission hat am 25. Januar zwei Legislativvorschläge für einen 

europäischen Datenschutzrahmen für das 21. Jahrhundert vorgelegt. In einer Mitteilung 

gibt sie einen Überblick über die Reform des EU-Datenschutzrechts, welche aus einer 

Richtlinie zum Schutz personenbezogener Daten im Polizei- und Justizbereich sowie aus 

der Datenschutz-Grundverordnung besteht… 

„Warm-Up“ für die Europäische Bürgerinitiative 

Aufgrund des bevorstehenden Starts der EU-Bürgerinitiative (EBI) am 1. April diesen 

Jahres (vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 30/2011) veranstaltete die EU-Kommission am 

26. Januar, unter Federführung des Kommissars für Interinstitutionelle Beziehungen und 

Verwaltung und Vizepräsidenten Maroš Šefčovič (SK), eine Konferenz unter dem Titel 

„Warming Up for the Citizens Initiative“ mit mehr als 400 Teilnehmern im Brüsseler 

Charlemagne-Gebäude. Ziel der Veranstaltung war, neben der offiziellen Vorstellung der 

neuen Internetseite der Kommission zur Registrierung der Bürgerinitiativen, insbesondere 

die Präsentation der kostenlos verfügbaren Software, die es den Bürgern ermöglicht, im 

Internet Unterschriften zu sammeln. Ebenfalls erörtert wurden die künftige 

Verfahrenspraxis, der Stand der Einführung des Instruments in den Mitgliedsstaaten und 

die potenzielle Schlüsselrolle der sozialen Medien wie Facebook oder Twitter in 

Verbindung mit möglichen Europäischen Bürgerinitiativen… 

 

 

 

  

 

 
 

 

 

 



  

EU-Depeschen 

- Reform der EU-Vergaberichtlinien im Binnenmarktausschuss 

- Erste Entscheidung und weitere Verzögerungen bei Energieeffizienz-Richtlinie 

- Ankündigung von Abfallendekriterien für Papier, Kupfer, Glas, Plastik und Bioabfall 

- Abfallrahmenrichtlinie –Vertragsverletzungsverfahren gegen Deutschland fortgesetzt 

- EU-Richtlinie über alternative Streitbeilegung im Verbraucherschutz 

- Konsultation zur Revision der Vorschriften für Regionalbeihilfen 

- Konsultation der lokalen Behörden zum Grünbuch Umstrukturierungen 

- Bewertung der Leitlinien zur Vergabe von Informations- und Kommunikationsprodukten 

erbeten 

- Ausschussvorsitzende und Stellvertreter im Europaparlament neu gewählt 

- Gemeinsame EU-Energiepolitik – Oettinger fordert mehr EU-Gesetzgebungskompetenz 

- Bewerbungsfrist für Ausstellungsstände im Rahmen der „Green week“ 

- Personeller Wechsel im Amt des Generalsekretärs der deutschen Sektion des RGRE 

- Personeller Wechsel im Brüsseler Europabüro der Region Stuttgart 

- EU-Kommunalpartnerschaften und die EU-Donauraum-Strategie – Seminar in 

Waiblingen 
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Brüssel Aktuell 05/2012 
(03. – 10.02.2012) 

 

 

 

Aus dem Parlament 

Erste Debatte zur Konzessionsrichtlinie im Binnenmarktausschuss 

Am 6. Februar leitete der federführende Ausschuss für Binnenmarkt und 

Verbraucherschutz des Europäischen Parlaments die Debatte über die von der EU-

Kommission am 20. Dezember vorgelegte Konzessionsrichtlinie (siehe Brüssel Aktuell 

1/2012) ein. Die Richtlinie zur Regelung von Konzessionen fasst die bisher in der 

Vergabekoordinierungsrichtline geregelten Vorschriften über Baukonzessionen und die 

erstmaligen Regelungen über Dienstleistungskonzessionen (DLK) in einem Rechtsakt 

zusammen. Zur Vergabe von Dienstleistungskonzessionen galt bisher lediglich das 

Primärrecht, so dass durch die neue Regelung mit einer erheblichen Erhöhung des 

Verwaltungsaufwands und einem Verlust an Flexibilität seitens der kommunalen Ebene 

bei der Vergabe von Dienstleistungskonzessionen zu rechnen ist. Der Vorsitzende des 

Ausschusses Malcom Harbour (EKR, GB) führte durch die Debatte. Der Berichterstatter 

Philippe Juvin (EVP, F) wies auf die aktuell geteilten Auffassungen im Parlament 

bezüglich des Vorschlages hin und betonte, wie die meisten anderen Abgeordneten auch, 

dass man sich bei der Behandlung dieses erstmaligen Gesetzesvorschlages trotz des wohl 

engen Zeitplanes genug Zeit nehmen müsse. Hier ginge es schließlich um ein bisher 

ungeregeltes Gebiet, anders als bei den Vergaberichtlinien, wo es nur um Änderungen 

gehe… 

Donauforum spricht sich für mehr Implementierungshilfe auf lokaler Ebene aus 

Am 7. Februar fand ein vom sog. Donauforum (vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 26/2011) 

initiierter Gedankenaustausch über „Erneuerbare Energien für die Donauregion“ im EU-

Parlament statt. Geladen hatten Silvia-Adriana Ticǎu (S&D, RO), stellvertretende 

Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr und Fremdenverkehr (TRAN) und zugleich 

Präsidentin des 60 Abgeordnete umfassenden überparteilichen Donauforums sowie der 

Vorsitzende des Ausschusses für Haushaltskontrolle (CONT) und ehemalige 

Bürgermeister im baden-württembergischen Horb am Neckar, Michael Theurer (ALDE). 

Als Redner wirkten Monika Zsigri, Politik-Koordinatorin der Generaldirektion Energie, 

die Koordinatorin des Schwerpunktbereichs „Energie“ für die Donauraumstrategie, Olga 

Svitakova, Frédéric Boyer als Vertreter der Energy Cities-Vereinigung sowie Oliver 

Loebel vom europäischen Interessenverband für Polyurethandämmung mit. Erörtert 

wurden neben dem aktuellen Stand der Implementierungsphase insbesondere die Chancen 

und Perspektiven, die sich durch den Umstieg auf erneuerbare Energieformen für die 

Makroregion „Donauraum“ bieten… 

 

 
 

 

  

 
 

 



Aus dem Gerichtshof 

Urteile: Urlaubsanspruch im Krankheitsfall und Rechtmäßigkeit von Kettenbefristungen 

Der EuGH hat jüngst in zwei arbeitsrechtlichen Fällen geurteilt: 1. Der Anspruch auf 

bezahlten Jahresurlaub bei ordnungsgemäß krankgeschriebenen Arbeitnehmern darf nicht 

davon abhängig gemacht werden, ob diese während des Bezugszeitraums tatsächlich 

gearbeitet haben. 2. Kettenbefristungen sind bei Vorliegen eines sachlichen Grundes 

grundsätzlich mit dem Unionsrecht vereinbar. Ein solcher kann auch in der Vertretung 

von anderen Arbeitnehmern liegen… 

 

  

Veranstaltungen, Seminare und Konferenzen 

Energieeffizienz und innovative Ansätze aus Deutschland 

Anlässlich zweier Veranstaltungen wurden in Brüssel jüngst die Auswirkungen und der 

aktuelle Stand im Gesetzgebungsprozess zur Energieeffizienz-Richtlinie, kurz EE-R, 

diskutiert sowie innovative Ansätze im öffentlichen Nahverkehr (Elektromobilität und 

Erneuerbare Energien) vorgestellt… 
  

EU-Depeschen 

- Neuer Generealdirektor der GD REGIO als Hauptredner bei Info-Seminar in Berlin 

- Konsultation zur „Grünen“ Beschaffung im Rahmen der EU-Verbrauchs- und 

Produktionspolitik 

- Erziehung zur unternehmerischen Initiative – Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen 

- Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen im Bereich der Drogenprävention 

- Basel III: Auswirkungen auf Kommunal- und Mittelstandskredite 

- Novelle der UVP-Richtlinie für bestimmte öffentliche und private Projekte verabschiedet 

- Überarbeitung der Richtlinie über prioritäre Stoffe im Bereich der Wasserqualität 

- Energiesteuerrichtlinie - EWSA für Einbeziehung von Verwaltung, Nahverkehr und 

Müllabfuhr 

- AdR legt Berichtsentwurf zu europäischen Energietrassen vor 

- Ergebnisse der Konsultation zum Europäischen Forschungsraum (EFR) veröffentlicht 

- Dialog zwischen EU-Institutionen und der Öffentlichkeit: Fortsetzung der Workshop-Reihe 
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Brüssel Aktuell 06/2012 
(10. – 17.02.2012) 

 

 

Aus der Kommission 

Kommission: Renteneintritt mit 75 Jahren? 

Am 16. Februar veröffentlichte die EU-Kommission das lang erwartete Weißbuch 

Pensionen mit dem Titel „Eine Agenda für angemessene, sichere und nachhaltige 

Pensionen und Renten“. Im Weißbuch unterbreitet die Kommission Vorschläge, wie EU-

weit Ruhestandseinkommen in angemessener Höhe und damit älteren Menschen ein 

würdiger Lebensstandard und finanzielle Unabhängigkeit ermöglicht werden kann. Die 

Kommission kündigt im Weißbuch Maßnahmen an, um das Ruhestandsalter an die 

gestiegene Lebenserwartung zu koppeln, den Zugang zu Frühpensions- bzw. –

rentensystemen einzuschränken sowie eine längere Lebensarbeitszeit zu fördern. Für 2012 

möchte sie u. a. einen Legislativvorschlag für eine Richtlinie zur Übertragbarkeit von 

Renten und Pensionen vorlegen. Der letzte Versuch die sog. Portabilitäts-Richtlinie zu 

überarbeiten, welche Mindestanforderungen für Zusatzrentenansprüche schaffen würde, 

war aufgrund des Widerstands im Ministerrat durch die Niederlande 2007 gescheitert. 

Zuletzt hatte das Europäische Parlament den Initiativbericht der niederländischen 

Abgeordneten Ria Oomen-Ruijten (EVP) über das Grünbuch Pensionen der Kommission 

von Juli 2009 angenommen (siehe Brüssel Aktuell 7/2011)… 

EU-Institutionen zu Jugendarbeitslosigkeit, Schulabbruch und Lehrkräftemangel 

Anlässlich unterschiedlicher Ratssitzungen wurden jüngst zwei Berichte aus dem 

Bildungsbereich diskutiert, welche von der EU-Kommission kürzlich vorgelegt wurden. 

Die Analysen verweisen auf künftig zu erwartende EU-weite, jedoch auch auf nationale 

Missstände, wie steigende Jugendarbeitslosigkeit, hohe Schulabbrecherquoten und 

drohenden Lehrkräftemangel, hin. Zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit, die in 

einigen Mitgliedstaaten besonders stark ausgeprägt ist, hat die EU-Kommission nun 

konkrete Maßnahmen, die Entsendung sog. Aktionsteams, unternommen… 

 

 
 

 

  

Aus dem Ausschuss der Regionen 

AdR verabschiedet kommunalfreundliche Position zur Energieeffizienz-Richtlinie 

Bereits am 14. und 15. Dezember 2011 stimmte das Plenum des Ausschusses der Regionen 

über die Stellungnahme des französischen Mitglieds Jean-Louis Joseph (SPE), 

Bürgermeister von Bastidonne, zur Gesetzesinitiative der Kommission, der Richtlinie zur 

Energieeffizienz und zur Aufhebung der Richtlinien 2004/8/EG und 2006/32/EG ab (siehe 

zuletzt Brüssel Aktuell 4/2012). Der Berichterstatter befürwortete in seinem 

Berichtsentwurf u. a. die Einführung einer verbindlichen 3 %-igen 

Gebäudesanierungsquote für die öffentliche Hand sowie die Beschaffung von Produkten, 

Gebäuden und Dienstleistungen mit hohen Energieeffizienzstandards. Allerdings wurde 

seine diesbezügliche Position von den anderen AdR-Mitglieder im Plenum abgelehnt, was 

in eine äußerst kommunalfreundliche Stellungnahme des AdR mündete. 

 

 

 



Forum zum Europäischen Jahr 2012 

Am 14. Februar veranstaltete der Ausschuss der Regionen (AdR) ein Forum zum 

Europäischen Jahr für Aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen (vgl. 

zuletzt Brüssel Aktuell 3/2012). Die Präsidentin des AdR, Mercedes Bresso (I, S&D), 

diskutierte mit Vertretern des Europäischen Parlaments, der Europäischen Kommission, 

Vertretern der lokalen und regionalen Ebene sowie Nichtregierungsorganisationen wie 

die Ziele des Europäischen Jahres in Kommunen umgesetzt werden (können). Auf der 

Konferenz wurden auch mehrere „best practice“-Beispiele wie das Seniorennetz der Stadt 

Gelsenkirchen oder die Initiative für die Stärkung der Beschäftigungsfähigkeit älterer 

Arbeitnehmer aus Ost-Yorkshire und Nord-Lincolnshire (UK) vorgestellt… 
  

Förderprogramme 
 

Informations- und Kommunikationstechnik: Sechster Aufruf zur Projekteinreichung 
 

Am 3. Februar fand der jährliche Informationstag der EU-Kommission zum 

Förderprogramm für Informations- und Kommunikationstechnologie zur 

Politikunterstützung (IKT-PSP) statt (vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 12/2011). Im Anschluss 

daran startete der sechste Aufruf zur Einreichung von Projektvorschlägen, der noch bis 

zum 15. Mai 2012 andauern wird. Für die Förderung von Projekten im Bereich der 

Unterstützung von Informations- und Kommunikationssystemen stehen in diesem Jahr 

insgesamt 127 Mio. € zur Verfügung… 
 

  

EU-Depeschen 

- Europabürogemeinschaft organisiert Breitband-Konferenz am 6. März 2012 im Brüsseler 

AdR  

- Erhöhte EU-Schwellenwerte in deutsche Vergabeverordnung übernommen  

- Ab Februar 2014 gelten europaweit einheitliche Kontonummern (SEPA) 

- Erstes Europäisches Wettbewerbsforum – Kommission sucht Experten zum EU-

Vergaberecht  

- Zugang zu EU-Fördergeldern soll vereinfacht werden  

- Veranstaltung gegen Produktpiraterie in der baden-württembergischen Landesvertretung  

- Für Kurzentschlossene: Seminar zum Programm KULTUR 2007-2013 in Mannheim  

- Diskussion über die Europäische Bürgerinitiative im Ausschuss der Regionen  

- Einführung einer Geschlechterquote – Erfahrungen aus Norwegen  
- Bewerbungsfrist für „Satellitenprojekte“ im Rahmen der „Green week“ 

- Bekanntheitsgrad des europaweiten Notrufs 112 noch gering 

- „EU-Partnerschaft für den Frieden“ – Aufruf zur Einreichung von Vorschlägen 

-  Jahr des interkulturellen Dialogs EU/China 2012 
 

 

 

 

  

 



Europabüro der Bayerischen Kommunen 

Europabüro der Baden-Württembergischen Kommunen 

Europabüro der Sächsischen Kommunen 

 

 

 

 

Brüssel Aktuell 07/2012 
(17. – 24.02.2012) 

 

 

 

Aus der Kommission 

Urban Forum – Konzeptionelle Erläuterung zur EU-Regionalpolitik nach 2013 

Am 16. Februar veranstaltete die EU-Kommission das Urban Forum 2012, auf welchem 

über Wege zu nachhaltigen und inklusiven Städten debattiert wurde (vgl. zuletzt Brüssel 

Aktuell 4/2012). Dabei diskutierte der EU-Kommissar für Regionalpolitik, Johannes 

Hahn (A), mit Vertretern zahlreicher europäischer Kommunen, wie die bisherigen 

Vorschläge zur EU-Kohäsionspolitik nach 2013 (vgl. Brüssel Aktuell 35/2011) weiter 

verbessert werden können. Erörtert wurden während des Forums u.a. auch die sog. 

Integrierten Territorialinvestitionen (ITI) und die sog. Innovativen Maßnahmen im 

Bereich der nachhaltigen Stadtentwicklung als die wohl wichtigsten 

kohäsionspolitischen Instrumente in der zukünftigen Stadtentwicklung aus EU-

Perspektive… 

„Intelligente Energie – Europa“: Mobilisierung lokaler Investitionen 

Am 17. Februar veranstaltete die Exekutivagentur für Wettbewerbsfähigkeit und 

Innovation (Executive Agency for Competitiveness and Innovation, EACI) eine 

Konferenz, bei der die Projektentwicklungsunterstützung (Project Development 

Assistance, PDA) für das Programm „Mobilisierung lokaler nachhaltiger Energie-

Investitionen“ (Mobilising Local Energy Investments, MLEI) im Rahmen des 

Programmes Intelligente Energie – Europa (Intelligent Energy Europe, IEE, vgl. zuletzt 

Brüssel Aktuell 1/2012) erläutert wurde. MLEI PDA unterstützt Kommunen bei der 

Ausarbeitung von bankfähigen Projekten und der anschließenden Implementierung… 

 

 
 

 

  

 

Aus dem Ausschuss der Regionen 

Arbeitstreffen der interregionalen Donauraumgruppe 

Am Rande der letzten Plenartagung des Ausschusses der Regionen (AdR, vgl. hierzu den 

Artikel in dieser Brüssel Aktuell-Ausgabe) kam am 16. Februar auch dessen 

Interregionale Donauraum-Gruppe zusammen (vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 14/2011). 

Auf der Tagesordnung stand neben der Annahme des Arbeitsprogramms für 2012/13, 

ein Meinungsaustausch mit Dr. Johann Sollgruber von der Generaldirektion 

Regionalpolitik über die Finanzierung der Projekte im Rahmen der Makrostrategie 

„Donauraum“. Die Vorsitzende, Emilia Müller (EVP), Europaministerin des Freistaats 

Bayerns, benannte zu Beginn der Sitzung den effektiven Mitteleinsatz als zentrales 

Thema, wozu vor allem eine generell noch besser funktionierende Abstimmung 

untereinander erforderlich sei… 

 

 

 

 



Plenarsitzung illustriert einmal mehr kommunale Themenvielfalt auf EU-Ebene 

Am 15. und 16. Februar kamen die kommunalen und regionalen Vertreter des 

Ausschusses der Regionen (AdR) zu ihrer 94. Plenartagung in Brüssel zusammen. Die in 

diesem Rahmen behandelte Tagesordnung illustriert einmal mehr auf anschauliche 

Weise die Bandbreite an EU-Maßnahmen, von denen die kommunale Ebene 

zwischenzeitlich unmittelbar betroffen ist. So reichte das Themenspektrum mit den AdR-

Folgemaßnahmen zum Multi-Level-Governance-Weißbuch von der grundsätzlichen 

Kommunaleinbindung in den EU-Willensbildungsprozess über die grenzüberschreitende 

Kommunal-Kooperation im Allgemeinen bis hin zum spezifischen kommunalen 

Kultursektor in Form eines Initiativberichts zur künftigen Systematik der Europäischen 

Kulturhauptstädte ab 2020... 
  

Veröffentlichungen im Amtsblatt der Europäischen Union 

In den vergangenen Wochen gab es folgende kommunalrelevante Veröffentlichungen im 

Amtsblatt der Europäischen Union… 
  

EU-Depeschen 

- Debatte im Rat über die Leitlinien für Transeuropäische Energienetze (TEN-E) 

- Europäisches Parlament verabschiedet EU-Frequenzprogramm  

- Hochrangige Gruppe um Ministerpräsident a. D. Dr. Edmund Stoiber veröffentlicht 

Bericht  

- Strategie für nachhaltige Bioökonomie vorgestellt  

- Vereinbarung der Sozialpartner zur Arbeitszeit bei Beschäftigen auf Binnengewässern  

- Konsultation der öffentlichen Hand zur Finanzierung energieeffizienter 

Gebäudesanierung  

- Ausschreibung der „RegioStars 2013“ läuft noch bis 20. April 2012 

- Innerhalb eines EU-Projekts entwickelte Produkte helfen beim Energiesparen 

- CEPLI-Veranstaltung zur Rolle der übergemeindlichen Gebietskörperschaften 
 

 

 

 

  

 



Europabüro der Bayerischen Kommunen 

Europabüro der Baden-Württembergischen Kommunen 

Europabüro der Sächsischen Kommunen 

 

 

 

Brüssel Aktuell 08/2012 
(24.02. – 02.03.2012) 

 

 

 

Aus dem Parlament  

Parlamentarische Debatten zum Vorschlag für eine Konzessionsrichtlinie 

Am 14. Februar erhielten die Bayerischen Kommunalen Spitzenverbände durch die 

Vermittlung der bayerischen Europaabgeordneten Dr. Anja Weisgerber und Markus 

Ferber (beide EVP) die Möglichkeit, ein Gespräch mit EU-Binnenmarktkommissar 

Michel Barnier (F) zum Richtlinienvorschlag zur Vergabe von Konzessionen im 

Europäischen Parlament in Straßburg zu führen. Der Kommissionsvorschlag droht 

stark in die kommunale Handlungsfreiheit einzugreifen. Der im Parlament 

federführende Ausschuss für Binnenmarkt und Verbraucherschutz setzte am 29. Februar 

die Debatte über den von der EU-Kommission im Dezember vorgelegten Vorschlag 

(siehe zuletzt Brüssel Aktuell 5/2012) fort. Der französische Berichterstatter im 

Ausschuss, Philippe Juvin (EVP), befürwortet die Richtlinie grundsätzlich. Er 

argumentiert, dass gerade weil Konzessionen in jedem Mitgliedstaat anders gehandhabt 

würden, es jetzt endlich an der Zeit sei, eine gemeinsame, europäische Definition auf 

den Weg zu bringen.… 

 

 
 

 

  

Veranstaltungen, Seminare und Konferenzen 

Regionale Projekte innerhalb des künftigen EU-Förderprogramms „Kreatives Europa“ 

Am 23. Februar lud die Region Puglia in Zusammenarbeit mit den Netzwerken 

NECSTouR und ERRIN zu einer offenen Debatte mit dem Titel „Regionen für ein 

kreatives Europa“ ein. Es wurden die bisherigen Erfahrungen regionaler Projekte aus 

Puglia, Cornwall und dem Baskenland vorgestellt und das geplante Förderprogramm 

„Kreatives Europa“ (vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 42/2011) von Vertretern der 

Europäischen Kommission erläutert… 

 

 

  

EU-Depeschen 

- EP-Binnenmarktausschuss diskutiert über Kommissionsvorschläge zum EU 

Vergaberecht 

- Energieeffizienzrichtlinie mit Änderungen von EP-Ausschuss angenommen 

- Neuer Vorstoß für eine europäische Regelung zum Bodenschutz 

- EU-Kommission stellt Entwurf einer Verordnung zu Europäischen Stiftungen vor 

- Kommissionsstudie „Städte von morgen“ jetzt auf Deutsch erhältlich 

- Demografiefestes Schulwesen – Veranstaltung im Sachsenverbindungsbüro 

- Konferenz der Friedrich-Naumann-Stiftung über klimaverträgliches Wachstum 
 

 

 

 

 

 

 



In eigener Sache 

EU-Förderleitfaden für Kommunen 2012 

Das Europabüro der bayerischen Kommunen hat sein Förderhandbuch für bayerische 

Kommunen auf den aktuellen Stand gebracht und veröffentlicht. Der Leitfaden, der die 

für Bayern kommunalrelevanten EU-Förderungen darstellt sowie nationale und 

regionale Ansprechpartner zu den einzelnen Programmen (Aktionsprogramme und 

Strukturfonds) nennt, ist ab sofort auf der Homepage des Europabüros der bayerischen 

Kommunen unter 
http://www.ebbk.de/user/eesy.de/eesy.de/ebbk/dwn/Foerderhandbuch_Bayern_2012.pdf 
abrufbar. Die aktualisierten Förderleitfäden des Europabüros der baden-

württembergischen Kommunen und der sächsischen Kommunen sind demnächst 

verfügbar… 
  

 

http://www.ebbk.de/user/eesy.de/eesy.de/ebbk/dwn/Foerderhandbuch_Bayern_2012.pdf


Europabüro der Bayerischen Kommunen 

Europabüro der Baden-Württembergischen Kommunen 

Europabüro der Sächsischen Kommunen 
 

 

 

 

Brüssel Aktuell 09/2012 
(02. – 09.03.2012) 

 

 

 

Aus der Kommission 

Neue Vorschläge zu Innovationspartnerschaften 

Vor dem Hintergrund der sog. Innovationsunion (vgl. Brüssel Aktuell 34/2010) als eine 

der sieben Leitinitiativen der Europa 2002-Strategie hat die EU-Kommission am 

29. Februar ein neues Maßnahmenpaket vorgelegt, mit dem drei zentrale 

Herausforderungen im Bereich Wachstum und Beschäftigung angegangen werden 

sollen: die Versorgung mit Rohstoffen, die Weiterentwicklung einer nachhaltigen 

Landwirtschaft sowie der proaktive Umgang mit den Herausforderungen einer 

alternden Gesellschaft. In diesen drei Bereichen soll zukünftig durch stärker 

aufeinander abgestimmte Innovationsanstrengungen, sowohl im öffentlichen als auch im 

privaten Sektor, die Lebensqualität verbessert und Europa an weltweit führender Stelle 

positioniert werden, wobei auch explizit die lokale Ebene aufgerufen ist… 

 

 
 

 

  

II. Aus dem Wirtschaft –und Sozialausschuss 

Öffentliche Anhörung zum Finanzrahmen der EU 2014-2020 

Am 28. Februar veranstaltete der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss 

(EWSA) eine öffentliche Anhörung anlässlich seines Berichts bzgl. des 

Kommissionsvorschlags zum Finanzrahmen der EU 2014-2020 vom Sommer letzten 

Jahres (vgl. Brüssel Aktuell 25/2011). Im Rahmen dieser Veranstaltung trafen Vertreter 

von EU-Kommission, Parlament (EP), Ratspräsidentschaft und des Ausschusses der 

Regionen (AdR) mit Akteuren der Zivilgesellschaft zusammen, um den 

Kommissionsvorschlag zu diskutieren… 

 

  

Veranstaltungen, Seminare und Konferenzen 

Ausbau erneuerbarer Energien und Energieeffizienz-Richtlinie 

Am 1. und 2. März beschäftigten sich gleich zwei Brüsseler Veranstaltungen mit den 

Klimaschutz- und Energiezielen der Europa 2020-Strategie und deren Beförderung 

durch die aktuelle EU-Politik: Reduktion der Treibhausgasemissionen um 20 %, 

Erhöhung des Anteils erneuerbarer Energien auf 20 % sowie Steigerung der 

Energieeffizienz um 20 % bis zum Jahr 2020. Auf einer Informationsveranstaltung der 

Friedrich Naumann Stiftung zwei Tage nach der Abstimmung zur Energieeffizienz-

Richtlinie (EE-R) im federführenden Ausschuss des Europäischen Parlaments (vgl. 

zuletzt Brüssel Aktuell 8/2012) wurde am 2. März unter dem Motto 

„Energieeffizienzaktionsplan: Enttäuschung oder Meilenstein?“ (siehe Brüssel Aktuell 

10/2011) diskutiert. Am Tag zuvor fand eine vom baden-württembergischen 

Umweltministerium in der Landesvertretung organisierte Veranstaltung über Strategien 

für den Ausbau Erneuerbarer Energien statt… 

 



Lokale und regionale Praxisbeispiele für „Aktives Altern“ vorgestellt 

2012 ist das Europäische Jahr des Aktiven Alterns und der Solidarität zwischen den 

Generationen (EJ 2012, vgl. zuletzt Brüssel Aktuell 6/2012). Wann ist man „alt“? Was 

bedeutet Aktives Altern und wie sollen Initiativen in der Praxis aussehen? Mit diesen 

Fragen beschäftigten sich die Region West Schweden, das Gremium zum öffentlichen 

Gesundheitswesen in Västra Götaland und die regionale Gruppe für soziale Inklusion 

(SIRG, Social Inclusion Regional Group, zuletzt in Brüssel Aktuell 33/2011) und luden 

am 28. Februar zu einer Konferenz mit dem Titel „Regionale und lokale Initiativen für 

Gesundes und Aktives Altern“ ein… 

Jugendarbeitslosigkeit auf lokaler und regionaler Ebene bekämpfen 

Am 7. März veranstaltete der Verband regionaler und lokaler Gebietskörperschaften für 

lebenslanges Lernen („Association of Regional und Local Authorities for Livelong 

Learning”, Earlall) in Kooperation mit dem Ausschuss der Regionen ein Seminar mit 

dem Titel “Youth: one step ahead“, das sich dem Thema Jugendarbeitslosigkeit in den 

europäischen Ländern widmete. Ziel war es, bereits laufende Projekte auf EU- und auf 

regionaler Ebene zu analysieren. Ebenso bot sie die Möglichkeit, mit den 

Repräsentanten der EU-Institutionen in Dialog zu treten und gemeinsam Vorschläge zur 

Verbesserung der Politikprogramme zu erarbeiten… 
  

 

EU.Depeschen 
 

- Diskussion im Ausschuss der Regionen (AdR) zur Konzessionsrichtlinie 

- EuGH-Urteil zum Informationsrecht im Umweltbereich 

- Immobilienverkauf unter Marktwert als rechtswidrige Beihilfe 

- Konsultation einzelstaatlicher Behörden zur Eindämmung invasiver Arten in Europa 

- Erwartungen an einen Europäischen Akt zur Barrierefreiheit –  

„Freedom Guide“ vorgestellt 

- Gründung eines europäischen Netzwerkes zum Thema  

familienunterstützende Dienstleistungen 
 



Europabüro der Bayerischen Kommunen 

Europabüro der Baden-Württembergischen Kommunen 

Europabüro der Sächsischen Kommunen 
 

 

 

 

Brüssel Aktuell 10/2012 
(09. – 16.03.2012) 

 

 

 

Aus der Kommission 

Korrekte Anwendung des EU-Umweltrechts spart Geld und schafft Arbeitsplätze 

Die EU-Umweltgesetzgebung besteht aus mehr als 200 Rechtsakten, die jedoch nach 

wie vor nicht in vollem Umfang in den Mitgliedstaaten Anwendung finden, so EU-

Umweltkommissar Janez Potočnik (SLO). Die Kommission veröffentlichte am 7. März 

eine Mitteilung mit dem Titel „Konkretere Vorteile aus den Umweltmaßnahmen der EU: 

Schaffung von Vertrauen durch mehr Information und größere Reaktionsbereitschaft 

der Behörden“. Darin greift sie die bisherigen Mängel aber auch Lösungsansätze für 

eine bessere Umsetzung der EU-Umweltgesetzgebung auf. Laut Kommission könnten 

z. B. durch die vollständige Anwendung des EU-Abfallrechts 400.000 Arbeitsplätze 

geschaffen und die Nettokosten um 72 Mrd. € reduziert werden. Sie kündigt eine Reihe 

von Legislativmaßnahmen auch für die kommunale Ebene an… 

 

 
 

 

  

Veranstaltungen, Seminare und Konferenzen 

Aktives Altern in Städten und Gemeinden fördern 

Das Europäische Jahr für Aktives Altern und Solidarität zwischen den Generationen 

2012 (vgl. Brüssel Aktuell 9/2012) diente erneut als Anlass zu verschiedensten 

Veranstaltungen rund um den Themenbereich des Aktiven Alterns. Dies wird immer 

wichtiger, da sich bis 2050 die Zahl der über 60-Jährigen von 11 % im Jahr 2005 auf 

22 % verdoppeln wird. Dann wird es erstmals in der Geschichte der Menschheit mehr 

über 60-Jährige als Kinder im Alter bis 14 Jahren geben. Dass die lokale und regionale 

Ebene der beste Ansprechpartner für Projekte und Verbesserungen hin zu einer 

altersgerechten Gesellschaft ist, wird allgemein anerkannt, da sich hier oftmals mit 

kleinen Maßnahmen große Veränderungen erzielen lassen… 

 

  

EU-Depeschen 

- EuGH bestätigt den Grundsatz zur gegenseitigen Anerkennung von Führerscheinen 

- Anhörung im EWSA zu Energieerziehung 

- Abschlusspräsentation zum offenen Dialog zwischen EU-Institutionen und Öffentlichkeit 

- Parlamentarischer Abend – Basel III und seine Auswirkungen auf die Kommunen 

- Lebhafte Brüsseler Diskussionsveranstaltung zur kommunalen Daseinsvorsorge 

- Vorstellung eines durch INTERREG IV B geförderten Energieeffizienz-Projektes zum 

Passivhaus 
 

 

  

 



In eigener Sache 

Unsere Breitbandkonferenz am 6. März 2012 im Ausschuss der Regionen 

Am 6. März veranstaltete die Bürogemeinschaft der Europabüros der bayerischen, 

baden-württembergischen und sächsischen Kommunen im Ausschuss der Regionen 

(AdR) eine Konferenz zum Thema „Breitbandversorgung auf kommunaler Ebene - Die 

EU als Förderer oder Blockierer?“. Im Rahmen dieser Veranstaltung stellten Vertreter 

des Bayerischen und des Baden-Württembergischen Gemeindetages sowie des 

Sächsischen Landkreistages Praxisbeispiele zur Breitbandversorgung in einzelnen 

Gemeinden vor, bevor anschließend durch eine Podiumsdiskussion verschiedene 

Aspekte des Themas erörtert wurden… 

Kommunales EU-Abgeordnetengespräch in Brüssel 

Im Anschluss an die kommunale Breitband-Konferenz der Europabüros der 

bayerischen, baden-württembergischen und sächsischen Kommunen (vgl. Bericht in 

dieser Brüssel Aktuell Ausgabe) luden die kommunalen Trägerverbände der 

Bürogemeinschaft zu einem EU-Abgeordnetengespräch in die Brüsseler 

Landesvertretung des Freistaats Bayern bei der EU ein. In der Diskussion zwischen den 

fast 20 EU-Parlamentariern und den Vertretern der Kommunalen Spitzenverbände der 

drei Bundesländer wurden die aktuellen EU-Rechtsetzungsbemühungen zum 

Vergaberecht, zu Dienstleistungskonzessionen, zur Energieeffizienz und zur 

Regionalpolitik thematisiert… 
  

 




